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Das  vergangene  Jahr  war  geprägt  von  der  anhaltenden
Coronapandemie,  diese  wirkte  sich  auch  auf  die
Lohnverhandlungen aus. Trotz wirtschaftlichen Aufschwungs fiel
die Lohnentwicklung beim öffentlichen Personal bescheiden aus.
An der diesjährigen Erhebung von Öffentliches Personal Schweiz
haben sich erneut viele Mitgliederverbände beteiligt – dies
ist nicht selbstverständlich, belegt aber das Interesse an den
Abklärungen.  Wir  danken  allen  Verbänden  für  ihren
unermüdlichen Einsatz während dieser herausfordernden Zeit. Zu
den Resultaten:

Noch zu Beginn der Pandemie war schnell die Rede davon, dass
alle  nun  bei  den  Löhnen  sparen  müssen,  insbesondere  das
öffentliche Personal. Diese prognostizierten Sparrunden sind
nicht eingetreten. Das ist zumindest aus der Perspektive 2020
erstaunlich. Allerdings: Das öffentliche Personal hat die ihm
auferlegten Pflichten trotz widriger Umstände vollumfänglich
erfüllt, sei es nun vor Ort oder im Homeoffice. Dies mag dazu
beigetragen haben, dass negative Lohnrunden untertrieben sind
und wir gestützt auf unsere Umfrageergebnisse immerhin bei
rund 10% Reallohnerhöhungen zur Kenntnis nehmen dürfen.

BIP-Wachstum in der Schweiz
Für  das  vergangene  Jahr  erwartete  die  Expertengruppe  des
Bundes  ein  reduziertes  BIP-Wachstum  von  3,0%.  Gemäss  den
vorliegenden provisorischen Ergebnissen des Bundes wuchs das
BIP 2021 immerhin um 3,6%. Damit erholte sich die Schweizer
Wirtschaft verhältnismässig rasch nach dem pandemiebedingten
Einbruch von 2020 (–2,6%). Sparrunden waren nicht angezeigt.

Öffentliches Personal Schweiz hat im Vorfeld der Lohnrunde für
das Jahr 2022 (im Jahr 2021) eine Reallohnerhöhung von 1%

https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2022/03/muss-der-guertel-tatsaechlich-enger-geschnallt-werden
https://oeffentlichespersonal.ch/aktuelles/2022/03/muss-der-guertel-tatsaechlich-enger-geschnallt-werden


gefordert. Diese Empfehlung hat sich teilweise verwirklicht,
grossmehrheitlich aber nicht. Das ist nicht ganz erstaunlich,
weil  die  Folgen  der  pandemiebedingten  wirtschaftlichen
Einbussen in der Privatwirtschaft auch zu Zurückhaltung bei
Lohnerhöhungen im öffentlichen Dienst führten. Immerhin: ein
Rückbau fand nicht statt.

Aus der Umfrage wird (wie auch schon in anderen Jahren) die
Tendenz zu individuellen statt generellen Lohnerhöhungen klar
ersichtlich. Dass das eine glückliche Entwicklung ist, mag
bezweifelt werden. Die Arbeitnehmenden im öffentlichen Dienst
haben im letzten Jahr hervorragende Arbeit geleistet – dies
unter  teilweise  widrigen  Bedingungen.  Es  wäre  deshalb  nur
fair,  nicht  nur  Einzelne  dafür  zu  belohnen,  sondern  alle
Mitarbeitenden.

Teuerung und Steuererhöhungen
Die Teuerung in der Schweiz betrug im vergangenen Jahr 0,6%.
Dies geht aus den Zahlen des Bundesamtes für Statistik (BFS)
hervor.  Die  durchschnittliche  Jahresteuerung  2021  ist
insbesondere  auf  höhere  Preise  für  Erdölprodukte  und  auf
höhere Wohnungsmieten zurückzuführen – und es sei einmal mehr
erwähnt, dass bei der Zusammensetzung des Warenkorbs die stets
steigenden  Krankenkassenprämien  immer  noch  nicht
berücksichtigt  werden,  was  das  Bild  nach  Auffassung  von
Öffentliches  Personal  Schweiz  nun  seit  Jahren  nachhaltig
verfälscht.  Mit  0,6%  liegt  die  Jahresteuerung  2021  damit
deutlich höher als noch im Vorjahr mit – 0,7%. Im Januar 2022
war der Anstieg der Inflation gar so hoch wie seit 13 Jahren
nicht mehr.

Sinkende  Einnahmen,  steigende  Schulden  und  drohende
Steuererhöhungen: Die Coronapandemie und Steuerreformen sollen
sich negativ auf die Finanzen des öffentlichen Arbeitgebers
auswirken.  Zu  diesem  Thema  hat  der  Schweizerische
Städteverband zusammen mit PwC Schweiz eine Umfrage lanciert.
Schweizer Kantone und Städte/Gemeinden gehen für die Jahre



2020 und 2021 von deutlich sinkenden Steuereinnahmen aus. Ab
2022 rechnen die Teilnehmenden wieder mit einem Anstieg der
Steuereinnahmen  und  mit  einer  Normalisierung  der
Ertragssituation. Allerdings wird für die kommenden Jahre mit
einem  substanziellen  Schuldenwachstum  (Kantone  mit  + 36%,
Städte  mit  + 72%  von  2019  bis  2023)  gerechnet.  Bei  den
Kantonen sollen die Schulden sprunghaft ansteigen, bei den
Städten/Gemeinden eher kontinuierlich.

Welche  Auswirkungen  dies  auf  die  kommende  Lohnrunde  haben
wird,  ist  zum  jetzigen  Zeitpunkt  noch  nicht  absehbar.
Allerdings wird die Situation genau zu beobachten sein: Die
Behauptung, es sei stündlich mit erheblichen Ertragseinbrüchen
zu rechnen, weshalb das öffentliche Personal den Gürtel enger
schnallen und sich an den Mindererträgen mit Lohnsenkungen
beteiligen müsse, sind so alt wie die Lohnrunden selbst.

Ergebnisse bei den Mitgliederverbänden
Obwohl im Jahr 2021 die Teuerung 0,6% betrug, meldeten nur
gerade sechs Verbände einen Ausgleich der Teuerung. Das ist
nicht gut und führt dazu, dass real eben effektiv weniger Geld
beim Einzelnen vorhanden ist. Diese Tatsache kann man nun beim
besten Willen nicht als Erfolg verbuchen. Daran ändert auch
nichts, dass einzelne Verbände eine generelle Reallohnerhöhung
für die Mitarbeitenden zwischen 0,2 und 1% melden konnten.

23 Verbände gaben bekannt, dass Mitarbeitende individuell eine
Leistungslohnerhöhung zwischen 0,2 und 1,2% erhalten haben.
Dagegen  ist  nichts  einzuwenden,  allerdings  sind  diese
individuellen  Leistungslöhne  bzw.  die  Erhöhungen  letztlich
wenig  aussagekräftig,  da  wenig  über  die  Verteilung  dieser
Leistungslöhne bekannt ist.

Immerhin folgt aus der Umfrage, dass entgegen anfänglichen
Befürchtungen  die  Lohnsummen  wegen  Covid-19  nicht  gekürzt
wurde und auch keine bereits zugesagte Lohnrunde (Erhöhung)
ausgesetzt wurde. Das tönte Ende 2020 und anfangs 2021 noch



ganz anders.

Etwas grosszügiger scheinen die Arbeitgeber bei der Gewährung
zusätzlicher (kleiner) Leistungen zu sein; 25% der Verbände
meldeten zusätzliche Leistungen des Arbeitgebers – sei dies
ein Vaterschaftsurlaub bis zu acht Wochen, die kostenfreie
Benützung  der  Bibliothek/Ludothek,  Beteiligung  an  den  NBU-
Beiträgen, günstigere Mobile-Abos oder (Wieder-)Einführung von
Anerkennungsprämien.  Nur  vereinzelt  wurden  Leistungen
gestrichen oder neue Parkplatzgebühren eingeführt bzw. erhöht.
Es wird bei diesen Anpassungen in der Hauptsache darum gehen,
die  Attraktivität  des  Arbeitgebers  zu  erhöhen,  um
Rekrutierungsschwierigkeiten  zu  begegnen.  Diese  sind  nicht
erst  seit  wenigen  Monaten  bekannt,  ausgeschriebene  Stellen
können  des  Öfteren  mangels  geeigneter  Bewerber  oder
Bewerberinnen nicht besetzt werden. Diese Situation wird auf
die  Länge  dazu  führen,  dass  sich  für  unsere  Verbände  die
Lohnverhandlungen etwas einfacher gestalten werden.

Covid-19 und Homeoffice
Die  Coronapandemie  hat  Öffentliches  Personal  Schweiz
veranlasst,  die  Lohnumfrage  etwas  auszudehnen  und  auf  das
Thema Homeoffice zu erweitern. Die Möglichkeit, von zu Hause
aus zu arbeiten, ist zwar kein Lohnbestandteil, kann aber die
Arbeits- und Lebensqualität beeinflussen.

Ergeben hat sich: Ausnahmslos alle Arbeitgeber haben, so die
Verbände, Homeoffice angeordnet oder zumindest ermöglicht. Das
geschah natürlich nicht ganz freiwillig, die Bundesvorgaben im
Rahmen der Coronapandemie haben den entscheidenden Beitrag zu
dieser Entwicklung geleistet.

Unerfreulich ist allerdings, dass sich unsere Mitglieder in
der Regel selbst organisieren mussten, was die Infrastruktur
betraf,  und  zudem  keinerlei  Entschädigung  für  die
Zurverfügungstellung  von  Arbeitsplatz,  teils  Arbeitsgeräten
(Mobiltelefone), erhalten haben. Der öffentliche Arbeitgeber



hätte nun genügend Zeit gehabt, sich diesbezüglich etwas zu
überlegen  und  die  Mitarbeitenden  monetär  oder  zumindest
infrastrukturell  zu  unterstützen.  Öffentliches  Personal
Schweiz wird sich in den nächsten Monaten mit diesem Thema
auseinandersetzen  und  Standards  entwickeln  müssen,  die  vom
öffentlichen  Arbeitgeber  bei  der  Umsetzung  von  Homeoffice
beachtet werden sollten. Denn: die Ausnahmesituation «Arbeiten
von zu Hause» wird für viele zur Normalität werden, zumindest
an ein bis zwei Tagen pro Woche.

Ausblick auf die kommende Lohnrunde
Es ist schwierig, eine Prognose für die kommende Lohnrunde zu
treffen. Auch die Verbände sind sich diesbezüglich uneins.
Einige zeichnen ein eher düsteres Bild, andere sehen eine
positive Entwicklung und wiederum andere können zurzeit noch
keine Angaben dazu machen.

Es bleibt abzuwarten, ob mögliche Steuerausfälle und steigende
Schulden Einfluss auf die Lohnentwicklung beim öffentlichen
Dienst haben werden. Die Entwicklung auf der Ertragsseite ist
allerdings  nur  ein  Kriterium,  anhand  dessen  eine
Lohnentwicklung  prognostiziert  werden  kann.  Viel
entscheidender dürfte sein, dass der öffentliche Dienst nach
wie vor qualifizierte Fachkräfte benötigt und diese in einem
kompetitiven Umfeld nur dann erhältlich sind, wenn auch der
Lohn stimmt. Von daher darf sich der öffentliche Dienst heute
nicht mehr nur in der Rolle eines Bittstellers sehen, sondern
es ist mehr Selbstbewusstsein angezeigt.

Den  Fragenkatalog  sowie  die  Angaben  der  Mitgliederverbände
finden  Sie  in  der  Tabelle.  Dank  an  alle,  die  mitgemacht
haben!*

* Die Ergebnisse eines Verbandes erstrecken sich jeweils über
zwei Seiten.

Urs Stauffer,
Präsident Öffentliches Personal Schweiz
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